
Zur Veröffentlichung freigegebene Entscheidungen des OLG im Leitsatz - 3/26 
 
 
 
Strafrecht 
 
 
Leitsatz: 
 
Die allein aufgrund eines positiven Schnelltests gestützte Annahme, bei dem sichergestellten 
Stoff handele es sich um Betäubungsmittel, ist rechtsfehlerhaft, wenn in den Urteilsgründen 
nicht dargelegt wird, dass es sich bei dem angewendeten Schnelltest um ein wissenschaft-
lich abgesichertes und zuverlässiges Standarttestverfahren handelt. 
 
Eine Teilaufhebung zum Schulspruch kommt nur bei mehreren, jeweils materiell-rechtlich 
selbständigen Straftaten in Betracht. Beim Vorliegen einer tateinheitlichen Verurteilung (hier: 
unerlaubter Besitz von Betäubungsmitteln und unerlaubter Anbau von Cannabis), scheidet 
eine Teilaufhebung aus. Nur auf diese Weise kann verhindert werden, dass der nicht von 
dem Rechtsfehler betroffene Teil in Rechtskraft erwächst, was einer weiteren Verfolgung der 
materiell-rechtlich selben Tat unter dem rechtlichen Gesichtspunkt, der Anlass zur Aufhe-
bung gegeben hat, wegen des Verbots aus Art. 103 Abs. 3 GG entgegenstünde. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 08.10.2025, 1 ORs 131/25  
vorgehend AG Köthen, Urt vom 18.06.2025, 5 Ds 92/24 

 
Leitsatz: 
 
Eine Bestrafung wegen vorsätzlicher Trunkenheit im Verkehr setzt voraus, dass der Fahr-
zeugführer seine alkoholbedingte Fahruntüchtigkeit kennt oder zumindest mit ihr rechnet. 
 
Auch bei deutlich die Grenze absoluter Fahruntüchtigkeit (1,1 Promille) übersteigenden BAK-
Werten kann ohne Hinzutreten weiterer Umstände nicht allein hierauf auf ein vorsätzliches 
Handeln geschlossen werden. Einen Erfahrungssatz, dass ein Kraftfahrer ab einer bestimm-
ten BAK seine Fahruntüchtigkeit erkennt, gibt es nicht. 
 
Es kommt demnach auf die Umstände des Einzelfalls an, wobei insbesondere die Täterper-
sönlichkeit, der Trinkverlauf, der Zusammenhang zwischen Trinkverlauf und Fahrantritt sowie 
das Verhalten des Täters vor und während der Fahrt zu würdigen sind.  
 
OLG Naumburg, Bes vom 08.12.2025, 1 ORs 142/25; 
vorgehend AG Wittenberg, Urt vom 08.05.2025,2 Ds 394 Js 20926/24 (14/25) 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsatz: 
 
Eine Beschränkung der Berufung nach zuvor unbeschränkt erhobener Berufung bedarf, da 
sie eine Teilrücknahme des Rechtsmittels darstellt, derselben Form, die für die Einlegung 
von Rechtsmitteln vorgesehen ist, also die des § 314 Abs. 1 StPO. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 18.11.2025, 1 ORs 145-146/25 
vorgehend LG Magdeburg, Urt vom 20.08.2025, 26 NBs 855 Js 854241/21 (9/25) 
__________________________________________________________________________ 

  



Leitsatz: 
 
Fehlen Feststellungen dazu, ob die Angeklagten das Diebesgut sich oder einem Dritten zu-
eignen wollten, sie also billigend in Kauf genommen haben, es dauerhaft zu enteignen mit 
der Absicht wenigsten vorübergehender Aneignung, bilden die getroffenen Urteilsfeststellun-
gen keine tragfähige Grundlage für ihre Verurteilung wegen gemeinschaftlichen versuchten 
Raubes. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 10.12.2025, 1 ORs 148/25 
vorgehend LG Magdeburg, Urt vom 10.06.2025, 28 NBs 803 Js 79408/22 (31/25) 
________________________________________________________________________ 

Leitsatz:  
 
Wird im Wiederaufnahmeverfahren zugunsten des Verurteilten unter Vorlage einer eides-
stattlichen Versicherung als neue Tatsache gemäß § 359 Nr. 5 StPO dargelegt, dass ein 
früherer Belastungszeuge oder Mitbeschuldigter nunmehr anders, nämlich zugunsten des 
Verurteilten aussagen werde, sind ergänzende und nachvollziehbare Erklärungen für den 
Sinneswandel beizufügen. 
 
Die bloße Floskel, er wolle, dass die Wahrheit ans Licht komme, genügt jedenfalls nicht und 
lässt nicht ansatzweise erkennen, weshalb er früher im Detail andere, unwahre Bekundun-
gen getätigt haben soll.  
 
OLG Naumburg, Bes vom 29.12.2025, 1 Ws 406/25 
vorgehend LG Magdeburg, Bes vom 29.10.2025, 22 KLs 143 Js 35194/25 (15/25) 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsätze: 
 
1. Die Weisung im Rahmen der Führungsaufsicht gemäß § 68b Abs. 1 Nr. 10 StGB, keine 
alkoholischen Getränke oder andere berauschende Mittel zu sich zu nehmen ist, wie auch 
andere Weisungen, unter dem Gesichtspunkt zu beurteilen, dass gemäß § 68b Abs. 3 StGB 
an die Lebensführung des Verurteilten keine unzumutbaren Anforderungen gestellt werden 
dürfen. Unzumutbar ist die Abstinenzweisung, wenn der Verurteilte von vornherein nicht in 
der Lage ist, dieser Folge zu leisten, wobei stets eine Abwägung unter Berücksichtigung der 
besonderen Umstände des Einzelfalls geboten ist.  
 
2. Erfolglose Therapieversuche in der Vergangenheit können der Anordnung der Abstinen-
zweisung entgegenstehen.  
 
OLG Naumburg, Bes vom 23.12.2025, 1 Ws 409/25 
vorgehend LG Stendal, Bes vom 14.11.2025, 501 KLs 22/24 
__________________________________________________________________________ 

Leitsatz: 
 
Bei der Anordnung von Beschränkungen und Überwachungsanordnungen gemäß § 119 Abs. 
1 StPO im Rahmen des Vollzugs einer Untersuchungshaft dürfen deren Belastungen umso 
höher sein, je schwerer die aufzuklärende und zu verfolgende Straftat wiegt und je mehr der 
Zweck der Untersuchungshaft sie erfordern.  
 
Auch die Anordnung der Fesselung eines Angeklagten für die Zeit seiner Verbringung aus der 
Justizvollzugsanstalt zum Gerichtsort beruht auf § 119 Abs. 1 S. 1 StPO und unterliegt der 
Sachleitungskompetenz des Vorsitzenden des erkennenden Gerichts. Dessen Anordnungs-
kompetenz zur Sicherung der Hauptverhandlung und der Amtsaufklärungspflicht während der 
Beweisaufnahme haben Vorrang vor dem Vollzugsrecht des jeweiligen Bundeslandes. 



 
OLG Naumburg, Bes vom 13.01.2026, 1 Ws 415/25 
vorgehend LG Magdeburg, Bes vom 04.12.2025, 23 KLs 275 Js 2299/25 (9/25) 
__________________________________________________________________________ 

Leitsatz: 
 
Fehlt es im Falle eines Teilfreispruchs im Rahmen der Kostengrundentscheidung an der Be-
stimmung einer Quote, hat der Kostenbeamte im Kostenansatzverfahren das ermessensge-
bundene Wahlrecht, entweder die Differenzmethode anzuwenden oder eine Kostenverteilung 
nach Bruchteilen vorzunehmen.  
 
OLG Naumburg, Bes vom 19.01.2026, 1 Ws 420/25 
vorgehend LG Halle, Bes 03.09.2025,13 KLs 6/23 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsatz: 
 
Zu der erneuten Anhörungspflicht eines Angeklagten vor der Bestellung eines zusätzlichen 
Pflichtverteidigers, nachdem dieser bereits einen zweiten Verteidiger benannt hatte, der in-
des zur Verteidigung nicht willens oder in der Lage war. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 12.01.2026, 1 Ws 436/25 
vorgehend LG Halle, Bes vom 08.12.2025, 3 KLs 17/25 
__________________________________________________________________________ 

Leitsatz: 
 
Bei der Entscheidung des Gerichts nach § 231 Abs. 2 StPO, die Hauptverhandlung in Abwe-
senheit des Angeklagten fortzusetzen, handelt es sich um eine der Urteilsfällung vorausge-
hende Entscheidung, die nach § 305 S. 1 nicht mit der (sofortigen) Beschwerde angreifbar 
ist. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 07.01.2026, 1 Ws 439/25 
vorgehend LG Magdeburg, Bes vom 18.12.2025, 21 Ks 4/25 
 
 

Zivilrecht 

 

Leitsatz: 
 
Zur Zulässigkeit des Parteiwechsels auf Klägerseite in der Berufungsinstanz. 
 
OLG Naumburg, Urt vom 17.03.2026, 1 U 96/24; 
vorgehend LG Stendal, Urt vom 29.05.2024, 23 O 379/22 
 

  



Leitsätze: 
Mountainbike 

 
1. Ist eine Forststraße nach §§ 22 ff. LWaldG LSA u.a. auch für das Befahren mit einem Moun-
tainbike ausgewiesen, so hat der Benutzer in entsprechender Anwendung von § 1 StPO auf 
andere Verkehrsteilnehmer, insbesondere auch auf Fußgänger, Rücksicht zu nehmen. 
 
2. Eine Geschwindigkeit eines Fahrradfahrers von 25 km/h ist bei der Annäherung an einen 
Fußgänger von hinten zu hoch; sie ermöglicht es dem Fahrradfahrer nicht, vor einem auf der 
Forststraße befindlichen Fußgänger zum Stehen zu kommen, falls dieser nicht rechtzeitig ei-
nen Fahrweg räumt. 
 
3. Selbst wenn dem Fußgänger im Hinblick auf seine Reaktion auf die Gefahrensituation ein 
fahrlässiges Verhalten vorzuwerfen wäre, wiegt der Verursachungsbeitrag des Mountainbikers 
in dieser Situation deutlich schwerer, so dass ein allenfalls geringes Verschulden des Fußgän-
gers im Rahmen der nach § 254 BGB vorzunehmenden Abwägung zurücktritt mit der Folge, 
dass der Fahrradfahrer vom Fußgänger keinen Schadensersatz durchsetzen kann. 
 
 
OLG Naumburg, Urt vom 24.04.2026, 2 U 39/25; 
vorgehend LG Magdeburg, Urt vom 08.04.2025, 2 O 1174/24 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsätze: 
 
1. Wird in einem Vertrag über Planungsleistungen eines Leistungsbildes der HOAI 2021 eine 
wirksame Honorarvereinbarung nicht getroffen, gilt nach § 7 Abs. 1 Satz 2 HOAI 2021 für die 
Vergütung der Grundleistungen der jeweilige Basishonorarsatz als vereinbart, welcher sich bei 
Anwendung der Honorargrundlagen nach § 6 HOAI 2021 ergibt. Das gilt auch, wenn der Leis-
tungsverpflichtete weder Architekt noch Ingenieur ist.  
 
2. Bietet ein sich – objektiv wahrheitswidrig – als Diplomingenieur mit Bauvorlageberechtigung 
gerierender Dienstleister sämtliche Grundleistungen der Leistungsphasen 1 bis 4 der Objekt-
planung Gebäude für den Umbau eines Bestandsgebäudes einschließlich der Einreichung der 
Vorlagen sowie der Ergänzung und Anpassung der Genehmigungsunterlagen nach den Auf-
lagen der Genehmigungsbehörde ohne Einschränkungen an, nimmt er für sich in Anspruch, 
zur Ausführung dieser Leistungen geeignet zu sein, und täuscht damit seinen Auftraggeber. 
 
3. Zur Bewertung des pflichtwidrigen Verschweigens des Umstandes, dass der anbietende 
Dienstleister weder Architekt noch Bauingenieur ist, als arglistig i.S.v. § 123 BGB. 
 
OLG Naumburg, Urt vom 21.04.2026, 2 U 43/25; 
vorgehend LG Halle, Urt vom 11.04.2025, 3 O 229/24 
__________________________________________________________________________ 

Leitsätze: 
                   Dachterrasse 
 
1. Ein Mangel des erneuerten Bodenbelags einer Dachterrasse liegt auch darin, dass die 
Dachterrasse mangels statischer Tragfähigkeit des Untergrundes nicht benutzbar ist. 
 
2. Macht der Besteller gegen den Bauunternehmer Mangel- und Mangelfolgeschäden geltend, 
so richtet sich die Verjährung dieser Gewährleistungsansprüche nach § 634a BGB. 
 
3. Ein arglistiges Verschweigen eines Mangels i.S.v. § 634a Abs. 3 BGB liegt nicht vor, wenn 
der Bauunternehmer zwar hätte erkennen können, dass die Erneuerung des Terrassenbodens 



zu einer statischen Mehrbelastung des Unterbaus führen könnte, und deswegen gehalten ge-
wesen wäre, den Besteller auf das hieraus resultierende Risiko hinzuweisen, diese Erkenntnis 
aber weder gewonnen noch wenigstens für wahrscheinlich gehalten hat. Und sie sich ihm auch 
nicht aufdrängen musste. 
 
 
OLG Naumburg, Urt vom 21.04.2026, 2 U 78/25; 
vorgehend LG Magdeburg, Urt vom 08.08.2025, 9 O 975/24 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsatz: 
 
Bleibt vor der Vergabekammer ein gegen einen öffentlichen Aufgabenträger gerichteter 
Nachprüfungsantrag ohne Erfolg und wird er im Beschwerdeverfahren vom Antragsteller wei-
terverfolgt, so kommt eine Anordnung nach § 173 Abs. 1 S. 3 GWB über die Verlängerung 
der aufschiebenden Wirkung des Rechtsmittels jedenfalls dann nicht in Betracht, wenn der 
Aufgabenträger seine dienstbezüglichen Aufgaben bereits vor mehr als zehn Jahren im 
Wege der Beleihung auf einen privaten Dritten übertragen hat, ohne den Dritten zur Anwen-
dung des Vergaberechts zu verpflichten, und der Aufgabenträger auch keine Einflussmög-
lichkeiten auf aktuelle Beschaffungsvorhaben diese Dritten innehat. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 23.12.2025, 6 Verg 4/25 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsätze: 
 

Tierseuchenbekämpfung 
 
1. Der Zugang zum kartellvergaberechtlichen Primärrechtsschutz setzt grundsätzlich voraus, 
dass der Antragsgegner im Nachprüfungsverfahren entweder förmlich ein Vergabeverfahren 
begonnen und noch nicht beendet hat oder im materiellen Sinne eine Beschaffung vornimmt, 
die durch einen eigenen internen Beschaffungsbeschluss und sein nach außen wahrnehmba-
res Verhalten mit dem Ziel eines Vertragsschlusses gekennzeichnet ist. 
 
2. Wird ein Dritter in der Rechtsform einer juristischen Person des privaten Rechts durch einen 
ministeriellen Runderlass gegenüber Kommunen als bestimmter Dritter i.S.v. § 3 Nr. 3 Tier-
GesG i.V.m. § 17 AG TierGesG LSA sowie § 10c TierGesR-DVO LSA festgelegt, liegt hierin 
kein Vertrag i.S.v. § 103 Abs. 1 GWB. 
 
3. Die Anwendbarkeit der Vorschrift des § 132 GWB setzt voraus, dass sich die beanstandeten 
Änderungen auf ein Vertragsverhältnis beziehen. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 17.04.2026, 6 Verg 4/25 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsätze: 
 
1. Der Streitwert für die Übermittlung personenbezogener Stammdaten zum Identitätsab-
gleich sowie die Information über ein Vertragsverhältnis über Mobilfunkdienstleistungen an 
eine Wirtschaftsauskunftei bemisst sich ausschließlich nach § 48 GKG. § 23 Abs. 3 RVG gilt 
nicht. Der Streitwert ist in solchen Fällen mit 2.500,00 € angemessen bewertet. 
 
2. Ist die (Mindest-)Bezifferung eines immateriellen Schadenersatzes deutlich überzogen und 
ohne Einordnung in die für vergleichbare Fälle ergangene Rechtsprechung, ist der Streitwert 

− abweichend vom Grundsatz, dass der Streitwert der Bezifferung entspricht − unter der Min-
destbezifferung auf den Betrag festzusetzen, dessen Bezifferung zwar schon überzogen, aber 



noch nicht deutlich überzogen wäre (Fortführung von Senat, Beschl. v. 30.06.2025 – 9 W 
23/25, GRUR-RS 2025, 22455). 
 
 
OLG Naumburg, Bes vom 06.05.2026, 9 W 10/26; 
vorgehend LG Magdeburg, Bes vom 06.02.2026, 10 O 1669/24 

 
Leitsatz: 
 
Die Vorschrift des § 241a BGB, wonach gegen einen Verbraucher kein Zahlungsanspruch 
wegen einer nicht bestellten Leistung begründet werden kann, schließt den Anspruch aus Ge-
schäftsführung ohne Auftrag nicht aus. Denn der Ausschluss der Geschäftsführung ohne Auf-
trag liegt außerhalb des Schutzzwecks der Norm des § 241a BGB unter Berücksichtigung ihrer 
Grundlage in Art. 27 Verbraucherrechte-Richtlinie. Vielmehr schließt § 241a BGB nur Ansprü-
che aufgrund eines unlauteren Verhaltens aus, welches in den Fällen der berechtigten Ge-
schäftsführung ohne Auftrag regelmäßig nicht vorliegt. 
 
OLG Naumburg, Urt vom 23.02.2026, 12 U 96/25; 
vorgehend LG Stendal, Urt vom 19.08.2025, 23 O 162/24 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsatz: 
 
Der eingetragene Grundeigentümer ist durch eine Änderung der Bezeichnung der Wirtschafts-
art im Bestandsverzeichnis des Grundbuchs nicht für eine Beschwerde nach § 71 GBO be-
schwert. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 20.01.2026, 12 Wx 37/25 
__________________________________________________________________________ 
 
Leitsatz: 
 
Beschwerdeberechtigt ist im Ausgangspunkt, wer durch die Entscheidung des Grundbuchamts 
mittelbar oder unmittelbar beeinträchtigt ist oder wäre, wenn die angefochtene Entscheidung 
in der von der Beschwerde behaupteten Richtung unrichtig wäre, er also ein rechtlich ge-
schütztes Interesse an ihrer Beseitigung hat. Beeinträchtigt sein muss ein rechtliches Inte-
resse, gleichgültig, ob dieses aus dem öffentlichen oder dem Privatrecht herrührt. Eine Beein-
trächtigung nur wirtschaftlicher oder sonstiger Interessen genügt dagegen nicht. Dabei ist für 
eine Beschwerde mit dem Ziel der Eintragung eines Amtswiderspruchs nach § 71 Abs. 2 Satz 
2 GBO nur derjenige beschwerdeberechtigt, dessen Rechtsstellung durch die Berichtigung 
eine unmittelbare Verbesserung oder Verschlechterung erfahren würde. Dies ist derjenige, 
der, falls die Eintragung unrichtig wäre, nach § 894 BGB einen Anspruch auf Berichtigung des 
Grundbuchs hätte, zu dessen Gunsten also der Widerspruch gebucht werden müsste. 
 
OLG Naumburg, Bes vom 04.03.2026, 12 Wx 38/25; 
 
 

*** 


